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Verwendung von Genugtuungsleistungen an das Kind
Sachverhalt

Sachverhalt: 
Im Juni 1998 erhielt ein heute 16-jähriges Kind in einem Strafverfahren als Opfer eine Genugtuung von Fr. 28'000. Für das Kind bestehen seit 1995 Kindesschutzmassnahmen (Art. 308/310 ZGB). Seit Juni 2000 werden diese Kindesschutzmassnahmen von der VB einer Nachbargemeinde geführt. Im Februar 2004 übertrug diese VB dem Beistand die Verwaltung des Kindesvermögens (Art. 325 Abs. 1 und 3 ZGB). Im Dezember 2004 zog die Mutter und alleinige Inhaberin der elterlichen Sorge in unsere Gemeinde. Im Januar 2006 wurde die Mutter nach Art. 369 ZGB entmündigt, und im September 2006 schliesslich errichtete unsere VB für das Kind eine Vormundschaft nach Art. 368 ZGB.
Nun teilt die neue Vormundin mit, dass von der Genugtuungssumme praktisch nichts mehr vorhanden sei bzw. dass bei der Amtsübergabe im November 2006 lediglich noch rund Fr. 2'900 vorhanden gewesen seien. In der Rechnung des früheren Beistandes der Nachbargemeinde per Anfang Oktober seien es noch rund Fr. 15'000 gewesen. Es ist anzunehmen, dass der frühere Beistand die Genugtuung für alltägliche Zwecke bzw. Kindesunterhalt verbraucht hat.

Fragen: 
1. Wie ist die Genugtuung kindesvermögensrechtlich zu qualifizieren? Fällt sie unter Art. 320 Abs. 1 oder Abs. 2 ZGB? 

2. Hat die Genugtuung Unterhaltsersatzfunktion oder ist sie dem Kind, wenn es mündig wird, in seinem vollen Umfang samt Zins herauszugeben?
3. War der frühere Beistand befugt, die Genugtuung anzuzehren, wenn ja, unter welchen Voraussetzungen (Bewilligung der VB nach Art. 320 Abs. 2 ZGB)?
4. Ist es möglich, die Genugtuungssumme für spezielle Ausgaben wie z.B. Sportkurse, Anschaffung Fahrrad, spezielle therapeutische Unterstützung (soweit nicht von der Opferhilfe finanziert) einzusetzen? anzutasten?
Leider habe ich keine befriedigenden Antworten auf diese Fragen gefunden. Unsere Aufsichtsbehörde vertritt (ohne sich auf eine Zitierstelle zu berufen) die Ansicht, dass die Genugtuungssumme grundsätzlich nicht für den Lebensunterhalt verwendet werden darf, sondern dem volljährigen Kind auszuhändigen ist oder evtl. vor der Mündigkeit für spezielle persönliche Sonderwünsche angezehrt werden darf.
Erwägungen

1. Gemäss Art. 12 Abs. 2 OHG kann dem Opfer unabhängig von seinem Einkommen eine Genugtuung ausgerichtet werden, wenn kumulativ zwei Voraussetzungen erfüllt sind: a) eine besonders schwere Betroffenheit, b) Vorliegen besonderer Umstände. Nach der bundesgerichtlichen Praxis hat das Opfer unter den erwähnten Voraussetzungen einen Rechtsanspruch auf Genugtuung (BGE 121 II 369 E. 3c/aa), und zwar selbst dann, wenn es urteilsunfähig ist (BGE 108 II 422; Basler Kommentar OR I-Schnyder, N 8 zu Art. 49). 



2. Bei der Genugtuung nach Art. 12 Abs. 2 OHG handelt es sich zwar um einen öffentlich-rechtlichen Anspruch des Bundesrechts, ihre Ausrichtung unterliegt jedoch den gleichen Zweckbestimmungen wie die zivilrechtliche Genugtuung nach Art. 47 bzw. 49 OR (Gomm, OHG-Kommentar, 2005, Art. 12 N 13). Sie dient demnach primär der Abgeltung einer immateriellen Unbill, welche einem Opfer durch eine Straftat und deren Folgen erwächst, wobei sich die Höhe der Genugtuung nicht nach dem Unrecht der Tat, sondern nach dem Leid der Betroffenen richtet (Thomas Häberli, Das Opferhilferecht unter Berücksichtigung der Praxis des Bundesgerichts, ZBJV 12002 S. 371). 



3. Grund der Genugtuung ist immer eine Verletzung von Persönlichkeitsrechten, namentlich die Verletzung der physischen oder psychischen Integrität (Basler Kommentar OR I-Schnyder N 1 zu Art. 47 sowie N 2 und 6 zu Art. 49; Gomm, OHG-Kommentar, 2005, N 16 f. zu Art. 12), sobald sie eine gewisse Schwere aufweisen. Mit der Genugtuung wird nicht ein wirtschaftlicher Schaden ausgeglichen, sondern ein Eingriff in das seelische Wohlbefinden aufgewogen (BSK OR I-Schnyder N 4 zu Art. 47).



4. Leistungen für Schadenersatz und Genugtuung stellen Kindesvermögen dar und sind durch die Eltern, gegebenenfalls durch den Kindesvermögensverwaltungsbeistand, im Interesse des Kindes zu verwalten und dürfen nicht ihrem Zweck entfremdet werden (BGE 81 II 159; C. Hegnauer, Verwaltung der Einkünfte des Kindes durch Erziehungsbeistandschaft [Art. 308] oder Kindesvermögensverwaltungsbeistandschaft [Art. 325 ZGB]?).



5. Die Erträge des Kindesvermögens dürfen für Unterhalt, Erziehung und Ausbildung des Kindes und, soweit es der Billigkeit entspricht, auch für die Bedürfnisse des Haushaltes verwendet werden (Art. 319 ZGB). Diese Regelung bezieht sich ausdrücklich nur auf die Erträgnisse (v.a. Zinsen) und erlaubt keine Anzehrung der Substanz des Kindesvermögens. Demgegenüber dürfen Abfindungen (wie sie Art. 288 ZGB anstelle periodischer Unterhaltsbeiträge vorsieht), Schadenersatz und ähnliche Leistungen in Teilbeträgen entsprechend den laufenden Bedürfnissen für den Unterhalt des Kindes verbraucht werden (Art. 320 Abs. 1 ZGB). Die Vormundschaftsbehörde kann überdies gestatten, für die Bestreitung der Kosten des Unterhalts, der Erziehung oder der Ausbildung auch das übrige Kindesvermögen in bestimmten Beträgen anzugreifen, soweit sich dies als notwendig erweist (Art. 320 Abs. 2 ZGB). Breitschmid präzisiert im Basler Kommentar (N 1 zu Art. 321/322 ZGB), bei den „ähnlichen Leistungen“ handle es sich um solche mit Unterhaltscharakter.



6. Genugtuungsleistungen haben keine Unterhaltsersatzfunktion im engeren Sinn, sondern gleichen die Nachteile einer erlittenen immateriellen oder materiellen Unbill aus. Das kann im Ergebnis aber durchaus dazu führen, dass als Folge eines erlittenen Unrechts für die Lebenshaltung eines Kindes andere Auslagen getätigt werden, als dies ohne erlittene Unbill der Fall wäre. Wenn sich zwischen den getätigten Auslagen und der Wiedergutmachung eines erlittenen Nachteils ein direkter Bezug herstellen lässt und die Auslage als vernünftig und angemessen zu betrachten ist, darf deshalb davon ausgegangen werden, die Genugtuung werde zweckentsprechend eingesetzt. Das gilt allerdings nur mit der Einschränkung, dass die Folgen des Schadens nicht über erhaltenen Schadenersatz, beraterische Angebote oder Soforthilfe nach OHG (Art. 3 OHG), versicherungsrechtlich gedeckte medizinisch-therapeutische Massnahmen (KVG, UVG etc) finanzierbar sind.


7. Damit können die gestellten Fragen wie folgt beantwortet werden:

a) Wie ist die Genugtuung kindesvermögensrechtlich zu qualifizieren? Fällt sie unter Art. 320 Abs. 1 oder Abs. 2 ZGB? 
Die Genugtuung fällt grundsätzlich unter Art. 320 Abs. 2 ZGB, weshalb nur die Erträge verwendet werden dürfen und das Vermögen in seiner Substanz nur mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde angegriffen werden darf. Mit Blick auf den Zweck der Genugtuung können darüber hinaus (ohne Zustimmung der Vormundschaftsbehörde) Auslagen über die erhaltene Genugtuungssumme finanziert werden, wenn sie der Wiedergutmachung des erlittenen Unrechts dienen, vernünftig und in ihrer Höhe verhältnismässig sind.  Zu denken ist an die Finanzierung spezifischer Freizeitaktivitäten, Förderungs- und Unterstützungsmassnahmen, welche nicht anderweitig finanzierbar sind und den ordentlichen Unterhalt übersteigen. Im Zweifelsfall können sich Eltern über einen Beschluss der Vormundschaftsbehörde absichern, dem Kindesvermögensverwaltungsbeistand ist dies allemal zu empfehlen, wenn nicht bereits mit dem Beschluss über die Errichtung der Massnahme eine entsprechende Ermächtigung erfolgt ist.

b) Hat die Genugtuung Unterhaltsersatzfunktion oder ist sie dem Kind, wenn es mündig wird, in seinem vollen Umfang samt Zins herauszugeben?
Wie dargestellt hat die Genugtuung grundsätzlich keine Unterhaltsersatzfunktion. Andererseits soll mit ihr aber ein entstandener immaterieller Schaden behoben werden, wozu ein in Wertschriften oder als Bargeldkonto angelegtes Guthaben, das für den Alltag des betroffenen Kindes bestenfalls einen virtuellen Wert darstellt, kaum ein taugliches Mittel scheint. Bieten sich aber keine finanzierbaren Wiedergutmachungsmassnahmen an, ist die Genugtuungssumme dem Kind bei Mündigkeit als Startkapital in das Erwachsenenleben auszuhändigen. Die Zinsen dürfen, soweit dies nötig ist, für den Unterhalt verwendet werden.


c) War der frühere Beistand befugt, die Genugtuung anzuzehren, wenn ja, unter welchen Voraussetzungen (Bewilligung der VB nach Art. 320 Abs. 2 ZGB)?
Die sehr einschränkenden Voraussetzungen wurden vorstehend dargelegt. Die Beweispflicht liegt beim Beistand. Vermutungsweise ist davon auszugehen, dass die Genugtuungssumme in ihrer Substanz erhalten werden musste.


d) Ist es möglich, die Genugtuungssumme für spezielle Ausgaben wie z.B. Sportkurse, Anschaffung Fahrrad, spezielle therapeutische Unterstützung (soweit nicht von der Opferhilfe finanziert) einzusetzen? anzutasten?
Ja, nach meinem Dafürhalten liegt das in der Natur der Genugtuung. Allerdings muss genau geprüft werden, ob diese Auslagen nicht mit dem ordentlichen Unterhalt, mit Schadenersatzleistungen oder mit Beratungs- und Soforthilfemassnahmen nach OHG finanzierbar wären.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 16. April 2007
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